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Fahren ohne Fahrschein nicht länger doppelt bestrafen! Polizei und Justiz entlasten. 
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Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert 

sich mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln und Möglichkeiten dafür einzusetzen, dass 

die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ohne gültigen Fahrschein nicht länger unter Strafe 

gestellt wird und hierzu dem Bundesrat einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem die derzeitig 

geltende Strafvorschrift des § 265a StGB aus dem Strafgesetzbuch gestrichen wird. 

 

 

 

Begründung 

Nach der derzeitig geltenden Strafvorschrift des § 265a des Strafgesetzbuches (StGB) wird 

u. a. die Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln ohne einen gültigen Fahrschein als das 

„Erschleichen einer Beförderung“ als Straftat mit einer Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr 

oder mit Geldstrafe bestraft. Selbst bei einer Verurteilung zu einer Geldstrafe, kann es bei 

Zahlungsunfähigkeit der Betroffenen nicht selten auch zu einer Haftstrafe kommen, durch eine 

in diesen Fällen möglichen Verhängung einer Ersatzfreiheitsstrafe. Im Freistaat Sachsen kam 

es zuletzt im Jahre 2025 zu insgesamt 1.106 Verurteilungen wegen der Begehung einer 

Straftat nach § 265a StGB darunter: 

• 20 Verurteilungen mit Freiheitsstrafen  

• 1015 Verurteilungen mit Geldstrafen 

• 33 Anordnungen von Ersatzfreiheitsstrafen wegen Uneinbringlichkeit der Geldstrafe.1 

 
1 Kleine Anfrage des Abgeordneten Rico Gebhardt, Fraktion Die Linke, Drs.8/5023 
https://edas.landtag.sachsen.de/redas/download?datei_id=47189  
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Darüber hinaus kommen für die Betroffenen zu den Verurteilungen noch die stigmatisierenden 

Wirkungen und länger nachwirkenden Folgen auf Grund der Eintragungen der strafrechtlichen 

Verurteilung in das Bundeszentralregister hinzu.  

Die Strafvorschrift des § 265a StGB ist bereits dadurch einmalig und strafrechtsdogmatisch 

höchst fragwürdig, da sie letzten Endes die Verletzung einer klassischen zivilrechtlichen, 

vertraglichen Pflicht – Nichtzahlung des Beförderungsentgeltes im Rahmen des faktisch 

eingegangenen Beförderungsvertrages – unter Strafe stellt.  

„Der Gesetzgeber hat Vermögensschädigungen ohne besondere Begleitumstände (bloße 

Vertragsbrüche) bewusst von der Strafbarkeit ausgenommen und allein der zivilrechtlichen 

(Zwangs-)Durchsetzung unterstellt. Die Entkriminalisierung des schlichten ‚Fahrens ohne 

Fahrschein‘, also der umstandslosen Nutzung eines Verkehrsmittels, passt sich in diese 

Systematik des Vermögensstrafrechts zwanglos ein.“2 

Zudem ist festzustellen, dass der Unrechtsgehalt dieser Handlungen auf Grund des für das 

Beförderungsunternehmen entgangenen Beförderungsentgeltes (meist im einstelligen Euro-

Bereich) äußerst gering ist. Die Strafrechtssanktionen des § 265a StGB drohen, obwohl beim 

Einsteigen in Bus oder Bahn eine Überwindung von Schutzvorrichtungen nicht erforderlich und 

sich damit auch keine besondere „krimineller Energie“ entfaltet. Und auch ein Ausgleich für 

den Schaden, der dem Beförderungsunternehmen durch die Verkehrsmittelnutzung ohne 

Fahrschein im konkreten Fall entsteht, und eine Sanktionierung dieses vertragswidrigen 

Verhaltens gegenüber den Betroffenen findet statt, was die Beförderungsunternehmen in aller 

Regel selbst wahrnehmen. Diese erheben dabei als eine Sanktion bereits ein nicht 

unerhebliches erhöhtes Beförderungsentgelt von den Betroffenen.  

Nicht zuletzt verbietet sich auch deswegen eine „Herunterstufung“ der Sanktionierung des 

Fahrens ohne Fahrschein als Ordnungswidrigkeit. Dies würde auch nur zur Verlagerung des 

eigentlichen Problems führen und dem mit der vorgeschlagenen Entkriminalisierung nicht 

zuletzt auch verfolgten Zweck, die Polizei und die Justiz zu entlasten, zuwiderlaufen. Die 

Beförderungsunternehmen können ihre zivilrechtlichen Ansprüche auch ohne zusätzliche 

strafrechtliche oder ordnungswidrigkeitsrechtliche Sanktionen wirksam durchsetzen, die 

ohnehin nur noch zu einer Doppelbestrafung führen. Die bisherigen Strafen treffen häufig 

ärmere und hilfsbedürftige Menschen und Obdachlose, die sich die Fahrkarte nicht leisten 

können. Gerade bei armen Menschen hat die Strafandrohung auch nicht die gewünschte 

abschreckende Wirkung, weil die Gelder schlichtweg nicht aufgebracht werden können. 

Zudem kommen hier weder Personen noch Sachen zu Schaden.  

Diese Strafandrohung, diese Strafrechtsnorm ist aus Sicht der Fraktion Die Linke 

unverhältnismäßig und nicht mit den maßgeblichen Prinzipien des Strafrechts und seiner 

Systematik in Einklang zu bringen. Sie steht im Widerspruch zur Funktion des Strafrechts als 

letztes Mittel (Ultima-Ratio-Funktion) und lässt sich daher nicht länger rechtfertigen. 

Hinzu kommt, dass ausgerechnet diese Strafrechtsnorm ein strafrechtliches Relikt aus der Zeit 

des Nationalsozialismus ist: Mit der Änderung des Strafgesetzbuchs vom 28. Juni 1935 führte 

die NS-Reichsregierung u. a. den § 265a StGB, das „Erschleichen von Leistungen“, erstmals 

als neue Strafrechtsnorm in das Strafgesetzbuch ein.  

 
2 https://www.bremische-buergerschaft.de/dokumente/wp20/land/drucksache/D20L0109.pdf  

https://www.bremische-buergerschaft.de/dokumente/wp20/land/drucksache/D20L0109.pdf
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Auf der Grundlage dieser – bis heute in ihrem Wortlaut nur leicht geänderten – Strafrechtsnorm 

werden die hiervon umfassten Bagatelldelikte nach wie vor strafrechtlich verfolgt und unter 

Strafe gestellt. Schon allein deswegen ist nach Auffassung der Linksfraktion eine 

entsprechende Bereinigung des Strafgesetzbuches an dieser Stelle längst überfällig. 

Darüber hinaus wäre mit einer Entkriminalisierung des § 265a StGB und ein Ende der 

Strafverfolgung in diesem Bereich eine echte und wirkliche Entbürokratisierung für Polizei und 

Justiz verbunden, die diese deutlich personell, organisatorisch und auch finanziell entlastet.  

„114 Millionen EUR wendet der Staat jedes Jahr auf, um das Fahren ohne Fahrschein zu 

verfolgen, zu verurteilen und die Urteile zu vollstrecken. Die Zahl verdeutlicht, welche 

erhebliche Kapazitäten die Strafverfolgung des § 265a StGB bindet. […] Statt ein Delikt, 

welches am untersten Ende der Strafbarkeit liegt, zu verfolgen und wenn nötig sogar bis 

zum letzten Tag (Ersatz-)Freiheitsstrafe zu vollstrecken, könnte man dieses Geld und 

Personal in strafrechtlich dringlichere und gesellschaftlich relevantere Bereiche stecken. […] 

Ein freier öffentlicher Nahverkehr würde das Problem auflösen. Da hierfür aktuelle noch 

keine politischen Mehrheiten sichtbar sind, ist als Fazit zu formulieren:  

Die Entkriminalisierung des Fahrens ohne Fahrschein ist längst überfällig. Bei der 

Umsetzung sollte für eine moderne Gesellschaft als Leitsatz gelten: Es gilt unbedingt zu 

verhindern, dass weiterhin Menschen wegen weniger Euro in Haft kommen.“3 

Das Vorgenannte gilt entsprechend für die weiteren kriminalisierten und derzeitig mit Strafe 

bedrohten Tatbestandsvarianten des § 265a StGB. Sie spielen zudem im strafgerichtlichen 

Alltag nur eine untergeordnete Rolle. Der verursachte Schaden ist ebenfalls in dem meisten 

Fällen gering und steht daher außer Verhältnis zu Kosten, Aufwendungen und Personaleinsatz 

für die Strafverfolgung dieser Bagatelldelikte. 

Ausgehend von den o. g. Darstellungen und Begründungen erachtet es die Fraktion Die Linke 

für dringend geboten, die Staatsregierung mit dem vorliegenden Antrag aufzufordern, sich auf 

Bundesebene dafür einsetzen, dass das Fahren ohne Fahrschein und die weiteren 

Tatbestandsvarianten des „Erschleichens von Leistungen“ aufgrund deren geringen 

Unrechtsgehalts künftig nicht mehr unter Strafe gestellt werden.  

Hierzu soll sie dem Bundesrat zügig einen entsprechenden Gesetzentwurf des Freistaates 

Sachsen zur Änderung des Strafgesetzbuches vorlegen, mit dem die derzeitig geltende 

Strafvorschrift des § 265a StGB aus dem Strafgesetzbuch gestrichen wird.  

 

Dresden, den 4. Februar 2026     

 

 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 

 
3 https://kripoz.de/wp-content/uploads/2023/09/boegelein-wilde-fahren-ohne-fahrschein-was-kostet-die-
verfolgung-eines-umstrittenen-straftatbestands.pdf  
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https://kripoz.de/wp-content/uploads/2023/09/boegelein-wilde-fahren-ohne-fahrschein-was-kostet-die-verfolgung-eines-umstrittenen-straftatbestands.pdf
https://kripoz.de/wp-content/uploads/2023/09/boegelein-wilde-fahren-ohne-fahrschein-was-kostet-die-verfolgung-eines-umstrittenen-straftatbestands.pdf

		2026-02-04T19:15:59+0100




